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Juhalt: Geſetz, betreffend die Ausdehnung einiger Beſtimmungen des Geſetzes vom 31. März 1882 wegen Ab- 
änderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 auf mittelbare Staatsbeamte, S. 19. — Geſetz, 
betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen wegen der Wahl der Stadtverordneten, 
S. 20. — Geſetz, betreffend die Emeritirungsordnung für die evangeliſch - lutheriſche Kirche der Provinz 
Schleswig ⸗Holſtein, S. 22. — Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in der Stadt 
Kirn, S. 31. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ne., S. 82. 


(Nr. 9434.) Geſetz, betreffend die Ausdehnung einiger Beſtimmungen des Geſetzes vom 
31. März 1882 wegen Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 
auf mittelbare Staatsbeamte. Vom 1. März 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛt. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Artikel J. 

Die Grundſätze der $$.8 und 16 des Geſetzes, betreffend die Penſionirung 
der unmittelbaren Staatsdeamten ꝛc., vom 27. März 1872 (Geſetz-Samml. 
S. 268) finden in der durch das Geſetz vom 31. März 1882 (Geſetz-Samml. 
S. 133) dieſen Paragraphen gegebenen Faſſung auf diejenigen mittelbaren Staats⸗ 
beamten Anwendung, welche bei eintretender Dienſtunfähigkeit auch im Uebrigen 
nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten beſtehenden Grundſätzen zu 
penſioniren ſind. 

Der Artikel III des Geſetzes vom 31. März 1882 wird dementſprechend 
abgeändert. 

Artikel I. 

Iſt die nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Penſion geringer, als die 
Penſion, welche dem Beamten hätte gewährt werden müſſen, wenn er am 
31. März 1891 nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penſionirt 
worden wäre, fo wird dieſe letztere Penſion an Stelle der erſteren bewilligt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. März 1891. 


8 
Artikel III. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1891 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin im Schloß, den 1. März 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. v. Goßler. Herrfurth. 
v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 


(Jr. 9435.) Geſetz, betreffend die Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen wegen 
der Wahl der Stadtverordneten. Vom 1. März 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen r. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Artikel J. 


Die Städteordnung für die öſtlichen Provinzen der Monarchie vom 30. Mai 
1853 (Geſetz⸗Samml. ©. 261) wird, wie folgt, abgeändert und ergänzt: i 
1) Dem F. 14 wird als Abſatz 2 nachſtehende Beſtimmung hinzugefügt: 

Iſt eine Aenderung der Anzahl oder der Grenzen der Wahlbezirke 
oder der Anzahl der von einem jeden derſelben zu wählenden Stadt⸗ 
verordneten wegen einer in der Zahl der ſtimmfähigen Bürger ein⸗ 
getretenen Aenderung oder aus ſonſtigen Gründen erforderlich geworden, 
jo hat der Magiſtrat die entſprechende anderweitige Feſtſetzung zu treffen, 
auch wegen des Uebergangs aus dem alten in das neue Verhältniß 
das Geeignete anzuordnen. 

Der Beſchluß des Magiſtrats bedarf der Beſtätigung von Auf- 
ſichtswegen. 


2) Der erſte Satz im dritten Abſatze des §. 21 wird dahin abgeändert: 
Alle Ergänzungs⸗ und Erſatzwahlen werden — unbeſchadet der 
Vorſchrift im zweiten Abſatze des $. 14 — von denſelben Abtheilungen 


und Wahlbezirken vorgenommen, von denen der Ausgeſchiedene ge 
wählt war. 


— — 


3) Der Abſatz 1 des F. 25 erhält nachſtehenden Zuſatz: 
Werden die Erſatzwahlen mit den Ergänzungswahlen in ein und 
demſelben Wahlakte verbunden, ſo hat jeder Wähler getrennt zunächſt 
ſo viele Perſonen zu bezeichnen, als zur regelmäßigen Ergänzung der 
Stadtverordnetenverſammlung, und ſodann ſo viele Perſonen, als zum 
Erſatze der innerhalb der Wahlperiode ausgeſchiedenen Mitglieder zu 
wählen ſind. 


Artikel II. 


Die Vorſchriften in den $$. 14, 21 und 25 der Städteordnung für die 
Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856 (Geſetz⸗Samml. ©. 237), in den F. 13, 
20 und 24 der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 406), in den §§. 25, 31 und 34 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes 
für die Stadt Frankfurt a. M. vom 25. März 1867 (GeſetzSamml. S. 401) 
und in den $$. 39, 41 und 44 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung und 
Verwaltung der Städte und Flecken in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 
14. April 1869 (GeſetzSamml. S. 589) werden den vorſtehenden Beſtimmungen 
(Artikel I) entſprechend abgeändert oder ergänzt, die zuletzt genannten Paragraphen 
mit der Maßgabe, daß auch in der Provinz Schleswig⸗Holſtein die erforderlichen 
Aenderungen (Artikel I) durch den Magiſtrat zu bewirken find. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 1. März 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. v. Goßler. Herrfurth. 
v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
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(Nr. 9436.) Geſetz, betreffend die Emeritirungsordnung für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein. Vom 2. März 1891. 


70 * 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie für 
die Provinz Schleswig-Holſtein, was folgt: 


Artikel 1. 

Der in dem anliegenden Kirchengeſetze, betreffend die Emeritirungsordnung 
für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein, gewährte 
Anſpruch auf ein Ruhegehalt kann mit rechtlicher Wirkung nur inſoweit abgetreten, 
verpfändet oder ſonſt übertragen werden, als derſelbe der Pfändung unterliegt. 


Artikel 2. 

Gegen die auf Grund der $$. 10 und 12 des Kirchengeſetzes getroffenen 
Entſcheidungen über den Betrag der von dem Geiſtlichen zur Unterhaltung eines 
Adjunkten zu übernehmenden Leiſtungen, ſowie über die Höhe der an den Emeri- 
tirungsfonds zu leiſtenden Beiträge Endet der Rechtsweg nicht ftatt. 

Wegen der Anſprüche auf Ruhegehalt findet der Rechtsweg gegen die Ent- 
ſcheidung der Kirchenbehörde nur nach Maßgabe der Königlichen Verordnung vom 
16. September 1867 (Geſetz⸗Samml. S. 1515), des Geſetzes vom 25. Februar 
1878 (Geſetz-Samml. S. 97) und des Geſetzes vom 24. Mai 1861 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 241) ſtatt. 

Artikel 3. 

Die Beiträge der Geiſtlichen und der kirchlichen Stellen zu den Emeri⸗ 
tirungsfonds können im Wege der adminiſtrativen Zwangsvollſtreckung bei 
getrieben werden. 

Artikel 4. 

Bei der Entſcheidung über die Ergänzung der Dienſteinnahme gemäß $. 12 
Nr. 4 des Kirchengeſetzes bleibt der Staatsbehörde die geſetzlich verordnete Mit- 
wirkung (vergl. Artikel 3 Abſatz 3 und 4, ſowie Artikel 35 Abſatz 2 des Geſetzes 
vom 6. April 1878, Geſetz-Samml. S. 145) vorbehalten. 

Bei Unzulänglichkeit der Kirchenkaſſe und Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde⸗ 
glieder iſt die Dienſteinnahme bis zu einem Betrage von 1800 Mark durch Um— 
lage zu ergänzen. 

Artikel 5. 

Alle dieſem Geſetze und den Vorſchriften des Kirchengeſetzes, betreffend die 
Emeritirungsordnung für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig— 
Holſtein, entgegenſtehenden Beſtimmungen, mögen dieſelben in den allgemeinen 
Landesgeſetzen, in Provinzial⸗ oder Lokalgeſetzen oder Lokalordnungen enthalten 
oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet ſein, treten außer Kraft. 
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Insbeſondere treten die Beſtimmungen außer Kraft, nach welchen Geiſtlichen 
der Anſpruch auf einen Emeritenantheil aus den Pfarreinkommen zuſteht, vor⸗ 
behaltlich jedoch der Rechte der bereits emeritirten Geiftlichen, ſowie der im Amte 
ſtehenden Geiſtlichen, ſoweit der Anſpruch der letzteren auf der Anſtellung in ihrem 
gegenwärtigen Amte beruht. 

Die nach Maßgabe des $. 5 des Kirchengeſetzes abgegebene Erklärung eines 
Geiſtlichen, daß er ſich den Beſtimmungen der Emeritirungsordnung unterwerfe, 
gilt als ein Verzicht auf die Rechte. 

Artikel 6. 

Der Tag, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin Schloß, den 2. März 1891. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. v. Goßler. Herrfurth. 
v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 
die Emeritirungsordnung fuͤr die evangeliſch-lutheriſche Kirche 
der Provinz Schleswig-Holſtein. 
Vom 2. März 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen mit Zuſtimmung der Geſammtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein, mit Zuſtimmung Unſeres Staatsminiſteriums, 
und nachdem durch Erklärung deſſelben feſtgeſtellt iſt, daß gegen dieſes Geſetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern iſt, für die genannte Kirche, was folgt: 


81 
Pfarrgeiſtliche, welche wegen Altersſchwäche oder anderer körperlicher oder 
geiſtiger Gebrechen zur ausreichenden Verſehung ihres Dienſtes untüchtig ſind, 
(Nr. 9486.) 


u 


ſollen, wenn ſie feſt angeftellt find und ihre Gemeinden dem Geſammtſynodal⸗ 
verbande angehören, in den Ruheſtand verſetzt werden oder einen Gehülfen 
(Adjunkten) erhalten. 


§. 2. 

Iſt ein Geiſtlicher noch fähig, einen weſentlichen Theil ſeines Dienſtes zu 
verſehen, oder iſt anzunehmen, daß die Unfähigkeit nur vorübergehend ſein werde, 
ſo iſt die Beiordnung eines Pfarrgehülfen zu verfügen, wenn nicht aus beſonderen 
Gründen eine Verſetzung in den Ruheſtand zur Herbeiführung einer ausreichenden 
Verſehung des Dienſtes erforderlich erſcheint. Kann der Geiſtliche wegen dauernder 
Unfähigkeit keinen weſentlichen Theil ſeines Dienſtes mehr verſehen, oder hat eine 
wegen vorübergehender Dienſtunfähigkeit angeordnete Adjunktur bereits drei Jahre 
beſtanden, ohne daß die Fähigkeit zur Verſehung eines weſentlichen Theiles der 
Dienſtgeſchäfte wieder eingetreten wäre, jo muß in der Regel die Verſetzung in 
den Ruheſtand erfolgen. 


5. 3. 

Die Verſetzung eines Geiſtlichen in den Ruheſtand, ſowie die Beiordnung 
eines Adjunkten erfolgt durch Verfügung des Königlichen Konſiſtoriums. Wird 
die Maßregel nicht von dem Geiſtlichen ſelbſt beantragt, ſo iſt derſelbe oder der 
ihm etwa gerichtlich beſtellte Vormund vor endgültiger Verfügung hierüber zu 
hören. In allen Fällen muß die Anhörung des Geiſtlichen oder des Vormundes 
erfolgen über die beabſichtigte Feſtſtellung des Betrages des Ruhegehaltes und 
der von dem Geiſtlichen zur Unterhaltung des Adjunkten zu übernehmenden 
Leiſtungen. 

Auch dem Kirchenvorſtande der betheiligten Gemeinde muß in jedem Falle 
zu einer Aeußerung über die beabſichtigte Maßregel Gelegenheit gegeben werden. 


$. 4. 
Geistlichen, welche noch dienſtfähig find, aber aus disziplinariſchen Gründen 
entlaſſen werden, kann vom Konſiſtorium eine Unterſtützung auf beſtimmte Zeit 
oder auf Lebensdauer aus dem Emeritirungsfonds bewilligt werden. 


§. 5. 

Geiſtliche, welche nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf einer Pfarrſtelle 
oder einer feſt fundirten Hülfsgeiſtlichenſtelle ($. 1) angeſtellt oder auf eine andere 
Stelle verſetzt worden, oder welche ſich binnen Jahresfriſt nach Inkrafttreten 
dieſer Emeritirungsordnung den Beſtimmungen derſelben freiwillig unterwerfen 
($. 12), haben bei Verſetzung in den Ruheſtand Anſpruch auf Ruhegehalt, welches 
mindeſtens 600 Mark und höchſtens drei Viertel der letzten Dienſteinnahme 
($$. 8 und 9) betragen und innerhalb diefer Grenzen nach folgenden Beſtimmungen 
feſtgeſetzt werden ſoll. 
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a $. 6. 

Wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor vollendetem zehnten Dienſt⸗ 
jahre erfolgt, ſo beträgt das Ruhegehalt ein Drittel der letzten Dienſteinnahme 
($$. 8 und 9), jedoch nicht weniger als 600 Mark und nicht mehr als 2 500 Mark. 

Wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach dem vollendeten zehnten 
Dienſtjahre erfolgt, ſo erhält der Emeritus zu dem Ruhegehalt, welches nach 
Maßgabe des vorhergehenden Abſatzes für die erſten zehn Dienſtjahre feſtzuſetzen 
ſein würde, noch einen Zuſchuß, welcher für jedes vollendete weitere Dienſtjahr 
50 Mark beträgt und bis zum Höchſtbetrage von 1800 Mark ſteigt. 

Derſelbe wird aber eintretendenfalls um denjenigen Betrag gekürzt, um 
welchen das Ruhegehalt bei Bewilligung des vollen Zuſchuſſes den nach $. 5 zu— 
läſſigen Höchſtbetrag überfteigen würde. 

Erreicht das Ruhegehalt nach den vorſtehenden Beſtimmungen nicht den 
Betrag von 1 500 Mark, ſo kann daſſelbe durch Beſchluß des Konſiſtoriums bis 
auf dieſen Betrag erhöht werden, wenn bei dem zu emeritirenden Geiſtlichen be⸗ 
ſondere Bedürftigkeit mit tadelloſer Dienſtführung zuſammentrifft. 


§. 7. 

Das Dienſtalter wird von dem Tage der Ordination bis zu dem Zeitpunkte 
berechnet, auf welchen die Verſetzung in den Ruheſtand endgültig verfügt wird. 

Zeiträume von einem halben Jahre und darüber werden dabei für ein volles 
Jahr, Zeiträume darunter werden nicht gerechnet. 

Auch kann vom Konſiſtorium die Zeit, welche ein Geiſtlicher vor ſeiner 
Ordination im öffentlichen Lehramt oder im Schulaufſichtsdienſt oder im Dienſte 
der äußeren oder inneren Miſſion zugebracht hat, auf ſeine Dienſtzeit in An⸗ 
rechnung gebracht werden. Die Entſcheidung über dieſe Anrechnung iſt vor dem 
Eintritt der betreffenden Geiſtlichen in das Pfarramt der Provinz zu treffen. 5 


§. 8. 

Die anrechnungsfähige Dienſteinnahme wird auf Grund einer Matrikel 
feſtgeſtellt, welche nach Anhörung der Ausſchüſſe der Probſteiſynoden (in Lauen⸗ 
burg der Kreisſynode) von dem Konſiſtorium für alle evangeliſch⸗lutheriſchen 
Pfarrſtellen der Provinz feſtgeſetzt und von fünf zu fünf Jahren einer Reviſion 
unterzogen wird. 

Bei der Feſtſtellung der Dienſteinnahme find die Pfarrwohnung und der 
Garten nicht mit zu veranſchlagen. 

Bei denjenigen Pfarrſtellen, bei welchen die Pfarrgebäude ganz oder theil- 
weiſe durch den Inhaber eingelöſt und unterhalten werden müſſen, ſind 6 Prozent 
der von demſelben gezahlten Einlöſungsſumme von der Dienſteinnahme in Abzug 
zu bringen. 

In der Matrikel ſind die Dienſteinnahmen auf ſolche Beträge abzurunden, 
welche durch 25 theilbar ſind. Die bei einer Theilung durch 25 verbleibenden 

(Nr. 9436.) 
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Ueberſchüſſe bleiben außer Berechnung. Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche mit 
einem Schuldienſt dauernd verbunden ſind, wird außer dem Pfarreinkommen 
noch die Einnahme von dem Schuldienſte in die Matrikel aufgenommen. 


$. 9. 

Bei den Geiſtlichen, welche einen Theil ihrer Dienſteinkünfte an einen 
Emeritus, oder an die Wittwe, oder an die Kinder eines Vorgängers abgeben 
müſſen, wird, ſo lange das Verhältniß fortdauert, nicht der volle, ſondern nur 
der ihnen verbleibende Betrag des Einkommens ihrer Stelle berechnet. 

Wenn und ſoweit der Nießbrauch eines bei der Stelle vorhandenen Pfarr⸗ 
witthums bei dem Nichtvorhandenſein einer Wittwe dem Inhaber der Stelle zu⸗ 
fließt, iſt dieſer Nießbrauch den Einkünften der Stelle hinzuzuſchlagen. 

Perſönliche Gehaltszulagen auf Dienſtzeit, ſowie Einnahmen, welche ein 
Geiſtlicher in ſeiner Eigenſchaft als Kirchenprobſt bezieht, werden angerechnet, wenn 
ſie von dem Betheiligten ſpäteſtens innerhalb eines Vierteljahrs nach ihrer Be⸗ 
willigung zu dieſem Zweck angemeldet ſind. Sonſtige Einnahmen, namentlich 
auch ſolche, welche von einem höheren kirchenregimentlichen Amte bezogen werden, 
bleiben unberückſichtigt. 9.10 

1. 


Wird wegen theilweiſer oder vorübergehender Dienſtunfähigkeit eines Geiſt⸗ 
lichen die Beiordnung eines Adjunkten verfügt (F. 2), fo liegt die Unterhaltung 
des letzteren zunächſt dem Geiſtlichen ob; jedoch dürfen die Koſten derſelben die 
Dienſteinnahme nicht unter den Betrag herabmindern, welcher dem Geiſtlichen 
nach den Beſtimmungen der $$. 5 bis 9 als Ruhegehalt zukommen würde, wenn 
er zu derſelben Zeit in den Ruheſtand verſetzt würde. Der Mehrbetrag der 
Unterhaltungskoſten wird aus dem Emeritirungsfonds beſtritten. 

Das Gehalt eines auf Grund dieſes Geſetzes anzuſtellenden Adjunkten, 
ſowie der Geldwerth, zu welchem eine von dem betheiligten Geiſtlichen zu leiſtende 
freie Station anzurechnen iſt, wird nach Anhörung des Ausſchuſſes der Probſtei— 
ſynode (in Lauenburg der Kreisſynode) von dem Konſiſtorium feſtgeſtellt. Die 
für die Ordination des Adjunkten zu entrichtenden Gebühren hat der betreffende 
Geiſtliche zu tragen, ſofern nicht anderweitige beſondere Vorſchriften darüber be⸗ 
ſtehen. Doch hat der Adjunkt, wenn nichts Anderes vereinbart worden iſt, die— 
ſelben zu erſtatten, wenn er innerhalb der erſten zwei Jahre nach ſeiner Ordination 
die Stellung ſeinerſeits aufgiebt. 

Die Wittwe eines Geiſtlichen, welchem bei ſeinem Ableben ein Adjunkt 
beigeordnet war, iſt verpflichtet, den letzteren auf Verlangen des Konſiſtoriums 
während des Gnadenjahres unter denſelben Bedingungen zu unterhalten, unter 
welchen er ihrem verſtorbenen Ehemanne beigeordnet worden iſt. Der zur Unter⸗ 
haltung des Adjunkten etwa bewilligte Zuſchuß aus dem Emeritirungsfonds wird 
dann ebenfalls während des Gnadenjahres fortgezahlt. 

Für diejenigen Diſtrikte, in welchen Däniſches Kirchenrecht gilt, wird die 
Beſtimmung, nach welcher der Adjunkt (Kaplan) das Recht hat, nach dem Ab— 
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leben des Geiftlichen, welchem er beigeordnet war, bei der Stelle zu bleiben, 
hierdurch aufgehoben. Für den Fall, daß der Adjunkt einſtweilen noch bei der 
Stelle bleibt, ſind die Koſten von denjenigen zu tragen, denen die Einnahmen 
der Vakanzzeit zufallen. 

N. 

Zur Beſchaffung der nach $$. 6 bis 9 zu gewährenden Ruhegehalte, ſowie 
der nach $. 10 Abſatz 1 und 4 zu gewährenden Zuſchüſſe zu den Adjunkturkoſten 
wird ein von dem Konſiſtorium in Kiel zu verwaltender Emeritirungsfonds für 
die evangelifch-Lutherifche Kirche der Provinz Schleswig-Holſtein errichtet. 


§. 12. 

Dem Emeritirungsfonds fließen folgende Einnahmen zu: 

1) die Zuſchüſſe, welche ihm aus Staatsfonds gewährt werden, 

2) eine jährliche Abgabe derjenigen Geiſtlichen, welche nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſer Emeritirungsordnung feſt angeſtellt oder auf eine andere 
Stelle verſetzt werden, oder welche ſich binnen Jahresfriſt nach erfolgtem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes den Beſtimmungen deſſelben mittelſt einer 
an das Konſiſtorium einzureichenden Erklärung freiwillig unterwerfen. 

Die letzteren haben dieſe jährliche Abgabe von dem Tage an zu 
entrichten, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt. 

Die Abgabe iſt nach Prozenten der anrechnungsfähigen Dienſt⸗ 
einnahme ($$. 8 und 9) zu berechnen und ſoll betragen: 

a) bei einer Dienſteinnahme bis zu 3 000 Mark ein halbes Prozent, 

b) bei einer Dienſteinnahme von 3 025 Mark bis 4 500 Mark 

dreiviertel Prozent, 

e) bei einer Dienſteinnahme von 4 525 Mark bis 6 000 Mark 

ein Prozent, 

d) bei einer Dienſteinnahme von 6 025 Mark und darüber ein 

und ein halbes Prozent. 

Die Abgabe wird in vierteljährlichen Raten am 2. Januar, 
1. April, 1. Juli und 1. Oktober im Voraus gezahlt und während 
des Gnadenjahres oder der Vakanzzeit von demjenigen entrichtet, welchem 
die feſte Einnahme der Stelle zu gute kommt. 

3) Eine einmalige Abgabe derjenigen bereits vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes angeſtellten Geiſtlichen, welche nach dem Inkrafttreten deſſelben 
zum erſten Mal auf eine andere Stelle verſetzt werden, falls dieſelben 
nicht auf Grund des Paſſus 2 dieſes Paragraphen den Beſtimmungen 
dieſer Emeritirungsordnung ſich ſchon früher unterworfen haben. 

Der Betrag dieſer Abgabe ſoll der Summe der jährlichen Bei— 
träge gleichkommen, welche der betreffende Geiſtliche nach Ziffer 2 zu 
zahlen gehabt hätte, wenn er am Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
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in dem betreffenden Pfarramt angeftellt wäre, und in vier gleichen 
Raten an den auf den Dienſtantritt folgenden Vierteljahrsterminen ent⸗ 
richtet werden. Stirbt der Geiſtliche, ſo erliſcht die Zahlungspflicht 
hinſichtlich der erſt nach dem Tode fällig werdenden Raten. Ein vor 
Ablauf der Termine erfolgender Dienſtabgang dagegen ändert die 
Zahlungspflicht nicht. 

4) Eine jährliche Abgabe, welche nach näherer Feſtſetzung des Konſiſtoriums 
von denjenigen Stellen, bei welchen eine Emeritirung nach dieſem Geſetz 
ftattfindet, während der erſten acht Jahre, vom Zeitpunkt dieſer Emeri⸗ 
tirung ab, an den Emeritirungsfonds zu entrichten iſt. 

Dieſe Abgabe ſoll ein Viertel der letzten anrechnungsfähigen Dienft- 
einnahme, ſoweit dieſe dauernd mit der Pfarrſtelle verbunden iſt ($. 8), 
jedoch nicht mehr als 2500 Mark betragen. 

Soweit und ſo lange durch dieſe dem Stelleninhaber obliegende 
Abgabe die jährliche Einnahme einer Pfarrſtelle unter den Betrag 
herabgemindert wird, welcher nach dem Erachten des Konſiſtoriums als 
unumgänglich nöthig angeſehen werden muß, iſt die Einnahme der 
Stelle bis zu dieſem Betrage durch Zuſchuß der betreffenden Kirchen— 
kaſſe zu ergänzen. 

Iſt nach dem Ermeſſen des Konſiſtoriums die betreffende Kirchen⸗ 
gemeinde nicht im Stande, den erforderlichen Zuſchuß aufzubringen, 
und können zu dieſem Zweck Staatsbeihülfen nicht flüſſig gemacht 
werden, fo iſt die Abgabe an den Emeritirungsfonds entſprechend 
herabzuſetzen oder ganz in Wegfall zu bringen. 

Wenn es ſich ergeben ſollte, daß der Geſammtbetrag der von 
den Geiſtlichen zu zahlenden Dienſtabgaben drei Zehntel der ganzen 
jährlichen Bedürfnißſumme überſteigt, ſo tritt eine entſprechende Kürzung 
der Dienſtabgaben ein, welche denjenigen Dienſtnachfolgern emeritirter 
Geiſtlichen zu gute kommt, welche am längſten die Dienſtabgaben 
bezahlt haben, zunächſt denjenigen, welche am 1. Januar des be⸗ 
treffenden Jahres bereits ſieben volle Jahre die Dienſtabgabe geleiſtet 
haben. 

5) Ein Zuſchuß der Geſammtſynodalkaſſe, deſſen jährlicher Betrag nach 
Maßgabe des Bedürfniſſes durch Beſchluß des Konſiſtoriums alljährlich 
feſtgeſtellt wird. 

6) Die Zinſen interimiſtiſch belegter Kaſſenbeſtände. 

Die ad 2, 3 und 4 erwähnten Abgaben werden durch die Probſteiſynodal⸗ 
kaſſen (in Lauenburg die Kreisſynodalkaſſe) eingezogen und an den Emeritirungs⸗ 
fonds abgeführt. 

$. 13. 

Die Zahlung der Ruhegehalte und Zuſchüſſe aus dem Emeritirungsfonds 

erfolgt vierteljährlich poſtnumerando auf Anweiſung des Konſiſtoriums. 
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$. 14. 

Uebernimmt ein in den Ruheſtand verſetzter Geiftlicher ein anderes öffent⸗ 
liches Amt, ſo vermindert ſich das ihm beigelegte Ruhegehalt während der Dauer 
dieſes Verhältniſſes um den Betrag, um welchen das Ruhegehalt und die mit 
dem öffentlichen Amte verbundene Dienſteinnahme zuſammen die letzte anrechnungs⸗ 
fähige Dienſteinnahme (§. 7) überſteigen. 


§. 15. 

Hinterläßt ein emeritirter Geistlicher eine Wittwe oder eheliche Nachkommen, 
ſo wird das Ruhegehalt den Hinterbliebenen noch für den auf den Sterbemonat 
folgenden Monat gezahlt. 

Mit dem Tage, wo die Zahlung des Ruhegehalts aufhört, tritt die Wittwe, 
vorausgeſetzt, daß ſie ſchon vor der Emeritirung mit ihm verheirathet war, in 
diejenigen Rechte an dem mit der letzten Stelle ihres verſtorbenen Mannes ver⸗ 
bundenen Witthum ein, welche ſie haben würde, wenn ihr Ehemann als Inhaber 
der Stelle verſtorben wäre. Wo ein Unterſchied zwiſchen erſter und zweiter 
Wittwe gemacht wird, gilt ſie gegenüber der Wittwe ſpäter verſtorbener Inhaber 
der Pfarrſtelle als erſte Wittwe. 

$. 16. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes der Geſammtſynode haben in der im $. 95 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 4. November 1876 bezeichneten 
Weiſe an den Entſchließungen des Konſiſtoriums theilzunehmen bei nachfolgenden 
Entſcheidungen: 

a) über die gegen den Willen der betheiligten Geiſtlichen oder des den⸗ 

ſelben beſtellten Vormundes ſtattfindende Emeritirung oder Beiordnung 
eines Adjunkten ($. 3, $. 10), 

b) über die Höhe des Emeritirungsgehalts und den Betrag der von dem 
Geiſtlichen zur Unterhaltung des Adjunkten zu übernehmenden Leiſtungen, 
inſoweit gegen die beabſichtigten Beträge von dem Geiſtlichen Ein⸗ 
wendungen erhoben werden ($. 3, F. 10), 

e) über Bewilligung einer Unterſtützung nach §. 4, 

d) über Erhöhung des Ruhegehalts nach Maßgabe des Schlußſatzes 
im $. 

e) über die Anrechnung der im öffentlichen Lehramt, im Schulaufſichts⸗ 
dienſt oder im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion zugebrachten 
Zeit auf das anrechnungsfähige Dienftalter (§. 7), 

1) über Feſtſetzung der Matrikel der anrechnungsfähigen Dienſteinnahme 
der einzelnen Pfarrſtellen ($$. 8 und 9), 

g) über Gewährung eines Zuſchuſſes zur Ergänzung der durch die 
Stellenabgabe zum Emeritirungsfonds verminderten Dienſteinnahmen 
einer Pfarrſtelle auf die erforderliche Höhe ($. 12 Ziffer 4 Abſatz 3), 
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h) über Herabſetzung der Stellenabgabe im Fall des $. 12 Ziffer 4 
bſatz 4, 
i) über Ausſchreibung des Zuſchuſſes der Geſammtſynodalkaſſe zum 
Emeritirungsfonds ($. 12 Ziffer 5), 
k) über Dechargirung der Rechnungen des Emeritirungsfonds. 


§. 17. 

Denjenigen Emeritirten, welche zur Zeit ihrer Emeritirung die nach $. 12 
Ziffer 2 auferlegte Abgabe noch nicht fünf Jahre hindurch geleiſtet haben, wird 
von ihrem Ruhegehalt der nach dem gedachten Paragraphen von ihrer letzten 
Dienſteinnahme zu zahlende Betrag ſo lange gekürzt, bis ſie im Ganzen fünf 
Jahre zum Emeritirungsfonds geſteuert haben. 


$. 18. 

Die $$.1 bis 3 und $. 10 Alinea 2 und 4 gelten auch für diejenigen 
bei der Publikation dieſer Emeritirungsordnung bereits angeſtellten Geiſtlichen, für 
welche die übrigen Beſtimmungen der letzteren nicht zur Anwendung gelangen. 

In Betreff der Penſionirung kommen für dieſe Geiſtlichen die bisherigen 
Grundſätze zur Anwendung mit der Maßgabe, daß der eventuelle Zuſchuß des 
Staats aus dem Emeritirungsfonds abgehalten wird. 


$. 19. 

Der Tag, mit welchem die Emeritirungsordnung in Kraft tritt, wird 
von dem Minifter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten 
beſtimmt. 

F. 20. 

Die zur Ausführung dieſer Ordnung erforderlichen Verfügungen werden 
von dem Konſiſtorium erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin Schloß, den 2. März 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Goßler. 
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(Nr. 9437.) Geſetz, betreffend die Errichtung eines Amtsgerichts in der Stadt Kirn. Vom 
4. März 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


$. 1. 

In der Stadt Kirn im Kreiſe Kreuznach wird ein Amtsgericht errichtet. 
Demſelben werden zugelegt, unter Abtrennung vom Bezirke des Amtsgerichts zu 
Sobernheim: 

1) die Bürgermeiſterei Kirn (Stadt und Land), 

2) von der Bürgermeiſterei Monzingen die Gemeinden Brauweiler, Hor⸗ 
bach, Martinſtein, Seesbach, Simmern unter Dhaun, Weiler und 
Weitersborn. 

$. 2. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1892 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 4. März 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. v. Goßler. Herrfurth. 
v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Gefeges vom 10. April 1872 (Geſez⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) 


der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Januar 1891, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Barmen zur Entziehung und 
zur dauernden Beſchränkung des zum Bau eines Anſchlußgeleiſes von der 
ſtädtiſchen Schlacht- und Viehhofsanlage auf dem Karnap nach dem 
Bahnhof Unter-Barmen in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 8 S. 83, 
ausgegeben den 21. Februar 1891, 


2) das Allerhöchſte Privilegium vom 1. Februar 1891 wegen Ausgabe von 


240 000 Mark 4½ prozentiger Anleiheſcheine der Broelthaler Eiſenbahn⸗ 
Aktiengeſellſchaft, Ausgabe von 1891, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Cöln Nr. 9 S. 97, ausgegeben den 4. März 1891; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Februar 1891, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Langenberg im Kreiſe Mett⸗ 
mann zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des zum Bau 
einer Straße von der von Langenberg nach Hattingen führenden Chauſſee 
bei Hüſers bis zum Sondern, zum Anſchluß an den Weg nach Rommel 
in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 10 S. 105, ausgegeben den 
7. März 1891; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Februar 1891, betreffend die Verleihung 


des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Teltow für die von 
demſelben zu bauende Kreischauffee von Cöpenick über Müggelsheim und 
Forſthaus Fahlenberg nach Goſen im Kreiſe Beeskow⸗Storkow, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 11 S. 91, ausgegeben 
den 13. März 1891. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


